
Zeitschrift: Diskussion : Magazin für aktuelle Gewerkschaftspolitik

Herausgeber: Diskussion

Band: - (1993)

Heft: 20: Krise crisi crise : Arbeitslosigkeit

Artikel: Keynesianische Arbeitslosigkeit

Autor: Gaillard, Serge

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-584075

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 30.12.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-584075
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


KEYNESIANISCHE

ARBEITSLOSIGKEIT

Einschätzung der aktuellen Krise

Kon/'wM£fn/-.yc/m>a«ta«gen sind nichts
Aussergewöhnliches. Nach Phasen
mit einem Nachfrageüberschuss nach
Gütern und Diensten, einer hohen In-
vestitionstätigkeit und deshalb star-
kern Wirtschaftswachstum folgen mit
Sicherheit solche mit überschüssi-

gen technischen Kapazitäten und ge-
ringen Investitionen. Die Schweiz
durchläuft zur Zeit die attsge-
pragre Rezessze« innerhalb von 20
Jahren. Ähnlich wie in den frühen
siebziger Jahren ging auch dieser
Schwächeperiode ein Zeitabschnitt
der konjunkturellen Überhitzung vor-
an, in dessen Verlauf jährlich rund 2%

VON SERGE GAILLARD

oder mehr als 60 000 neue Arbeits-
plätze geschaffen wurden. Ausgelöst
wurde die konjunkturelle Wende ei-
nerseits durch das seit Mitte 1990
merklich geringere Wachstum der
Weltwirtschaft, zunächst in den an-
gelsächsischen, später auch in den
restlichen westeuropäischen Ländern.
Anderseits hat die seit Ende 1988 zu-
nehmend restriktive Geldpolitik die
Zinsen in die Höhe getrieben und die
Baukrise eingeleitet.

DerZusammenbruch der Spekulation,
die Zinssteigerungen und die darauf
zurückgehenden Preise für Immobi-
lien haben die BauWirtschaft in eine
tiefe Krise gestützt: Die Bautätigkeit
hat seit dem konjunkturellen Wende-
punkt bereits um mehr als 10% abge-
nommen. Schon im dritten Quartal
1992 wurden in der Bauwirtschaft
rund 25 000 Erwerbstätige weniger
gezählt als ein Jahr zuvor. Dabei ist der
Beschäftigungsabbau in dieser Bran-
che noch keineswegs abgeschlossen.

Infolge der Baukrise und der schlech-
teren Weltwirtschaftslage, die sich mit
der deutschen Rezession ab Mitte
1992 nochmals verschlimmerte, ist
die gesamte Binnenkonjunktur er-
lahmt: Die Ausrüstungsinvestitionen
entwickeln sich seit 1991 rückläufig,

infolge der stagnierenden Einkorn-
men und der unsicheren wirtschaftli-
chen Aussichten nehmen auch die
Konsumausgaben seit mehr als einem
Jahr nicht mehr zu. Nur gerade die
Exporte und die Staatsausgaben ver-
mochten im letzten Jahr der Wirt-
Schaftsentwicklung noch positive Im-
pulse zu geben, doch auch diese haben
sich mittlerweile abgeschwächt.

Seit Beginn dieser Rezession Ende
1990 hat die Arbezfs/o.s'zgfeY schon
um mehr als 100 000 Personen zu-
genommen. Für die Schweiz sind
das Rekordwerte; angesichts der seit
bald drei Jahren stagnierenden
Wirtschaftstätigkeit ist diese Entwick-
lung jedoch nicht erstaunlich, wie die
folgende einfache Rechnung zeigt. In
drei Jahren nimmt die Arbeitsproduk-
tivität pro Arbeitsstunde um etwa 5%
zu 1,6% pro Jahr im Druchschnitt der
letzten 10 Jahre). Wegen der stagnie-
renden Produktion müsste also die
Beschäftigung bis zu diesem Herbst
um rund 5% abgenommen haben,
wenn die Unternehmungen nicht Ar-
beitskräfte horten. Das entspricht
einer Beschäftigungsabnahme von
etwa 160 000 Arbeitsplätzen. Ein Teil
dieses Beschäftigungsabbaus (rund
40 000) geht auf Kosten von Grenz-
gängern und Saisonniers. Gleichzeitig
hat aber die Zahl der Personen, die
arbeiten möchten (zu einem beträcht-
liehen Teil einwanderungsbedingt),
um rund 110 000 Personen zugenöm-
men. Das bedeutet, dass in den drei
Jahren zwischen Mitte 1990 und 1993
rund 230 000 mehr Personen auf den
Arbeitsmarkt drängen, als Arbeits-
plätze angeboten werden. Wenn wir
annehmen, dass etwas mehr als die
Hälfte dieser Personen (beispiels-
weise 60%) sich als arbeitslos melden
und stempeln, dann nimmt die
Arbeitslosigkeit um 140 000 Perso-
nen zu. Diese Rechnung zeigt deut-
lieh: Nicht die Zunahme der Arbeits-
losigkeit ist in dieser Wirtschaftslage
überraschend, sondern eher die Tatsa-
che, dass die Schweiz - aus den be-
kannten Grün-den - in früheren Re-
Zessionen von dieser Entwicklung
verschont geblieben ist.

«Keynesianische» und «klassische»

Arbeitslosigkeit

Zur Charakterisierung der Arbeitslo-
sigkeit existiert eine unübersichtliche
Begriffsvielfalt, was darauf zurück-
zuführen ist, dass kein breit abge-
stützter Theorierahmen existiert, in-
nerhalb dessen die Entwicklung der
Arbeitslosigkeit erklärt werden kann.
Immerhin hat das Begriffspaar feyne-
szaKwe/te fc/ass/sc/ze Arbeto-
/osz'gtef innerhalb der ökonomischen
Zunft eine lange Tradition, wie auch
die Diskussion um die Wirksam-
keit einer nachfragestützenden Wirt-
Schaftspolitik zur Verminderung der
Arbeitslosigkeit. Die keynesianische
Arbeitslosigkeit ist gemäss diesen
Diskussionen auf eine Nachfrage-
schwäche im Wirtschaftskreislauf
(insbesondere wegen fehlender Inve-
stitionen) zurückzuführen und kann
dementsprechend nicht durch Lohn-
Senkungen beseitigt werden. Die
klassische Arbeitslosigkeit ist dage-
gen Ausdruck zu hoher Löhne oder
fehlender Wettbewerbsfähigkeit. Un-
terscheidungsmerkmal ist die Er-
tragssituation der Unternehmungen:
Würden die Unternehmungen auch
bei einer zusätzlichen Nachfrage sei-
tens des Staates keine zusätzlichen
Arbeitsplätze schaffen, weil solche
beim gegebenen Preisgefüge nicht
rentabel sind, handelt es sich um eine
klassische Arbeitslosigkeit. Wäre
hingegen die Ertragslage der Unter-
nehmungen bei «normaler Konjunk-
turlage» befriedigend, dann haben wir
es mit keynesianischer Arbeitslosig-
keit zu tun. Im ersten Fall ist eine ex-
pansive staatliche Nachfragestützung
wirkungslos, im zweiten Fall kann
sie den rezessiven Teufelskreis von
kleinerem Einkommen, verminderter
Nachfrage und rückläufiger Beschäf-
tigung stoppen. In der Praxis sind die
auf dieser Unterscheidung beruhen-
den Politikempfehlungen besonders
in kleinen Ländern umstritten, da bei
einer weltweiten nachfragebeding-
ten Konjunkturschwäche die Wirt-
Schaftspolitik in einer kleinen Volks-
Wirtschaft die Nachfragelücke durch
eine expansive Fiskalpolitik nicht

4 Krise/Arbeitslosigkeit DiSKUSSiON Nr. 20 Mai 1993



«Sfrufctoràerem/gi/njp

Fotomontage Wo/fer fii

ausfüllen kann. Zunehmend wird der
staatliche expansive Beitrag in vielen
Fällen Unternehmungen im Ausland
statt im Inland zugute kommen. Um-
gekehrt kann ein kleines Land durch
eine Lohnsenkungspolitik (eine Ah-
wertungspolitik hat den gleiche
Effekt) versuchen, Marktanteile auf
Kosten der Konkurrenten zu gewin-
nen. Eine solche Politik können sich
jedoch nur kleine Länder leisten, da
der deflatorische Effekt die Krise ver-
tiefen würde, wenn sie von grossen
Volkswirtschaften betrieben würde.

In dieser Rezession dominieren (weit-
weit), im Gegensatz zur Krise Mitte
der siebziger Jahren (Ölpreissteige-
rangen, markante Reallohnerhöhun-
gen bei nur noch wenig steigender
Produktivität), ÄreynestamscAe £/e-
menfe. In den achtziger Jahren hat eine
deutliche Umverteilung zugunsten des

Unternehmungssektors stattgefunden;
die Rohstoffpreise befinden sich auf
einem Tiefstand. Obgleich eine
Zinssenkungs- oder aktive Beschäfti-
gungspolitik die Rezession in Europa
beseitigen könnten, ist die Bereit-
schaft dazu äusserst gering. Im Ge-
genteil dazu hat die Deutsche Bun-
desbank den meisten europäischen
Ländern, die ins Europäische Wäh-
rungssystem eingebunden waren, eine
vor dem Hintergrund der weltweiten
rezessiven Tendenzen unangepasste,
restriktive Geldpolitik aufgezwungen.
Diesem Diktat hat sich mit guten
Gründen bis zum letzten Herbst auch
die Schweizerische Nationalbank un-
terworfen. Auch in der Schweiz liegt
der Hauptgrund für die Wirtschafts-
krise in einer allgemeinen Nach-
frageschwäche, die nicht auf eine
fehlende Wettbewerbsfähigkeit zu-
rückzuführen ist. So steht die Export-

Wirtschaft verglichen mit der Welt-
Wirtschaftslage nicht so schlecht da.

Zudem zeigt die rasante Wirtschafts-
entwicklung vor dieser Rezession,
dass die Schweiz wettbewerbsfähig
ist. Deshalb ist das «Revitalisierungs-
Programm» der Behörden, unabhän-
gig davon, was von den einzelnen Vor-
Schlägen zu halten ist, keine Antwort
auf die Rezession. Es trägt kurzfristig
nichts zur Nachfragestützung bei und
ist deshalb zur kurzfristigen Verhin-
derung eines weiteren Anstiegs der
Arbeitslosigkeit ungeeignet.

Konjunkutrbelebung genügt nicht

Die Schweiz ist keineswegs gezwun-
gen, auf die Erholung aus dem Aus-
land zu warten. Wie bereits erwähnt
wurde, ist die Krise der Binnenwirt-
schaft, vor allem der Bauwirtschaft,
diesmal ausgeprägter als diejenige der
Exportwirtschaft. Deshalb sind die
Vorschläge der SP-Fraktion bzw.
schon früher der GBl und des SGB,
die auf die Förderung des Woh-
nungsbaus und auf das Vorziehen von
staatlichen Bauinvestitionsprojekten
(Investitionsbonus) zielen, zu unter-
stützen: Es handelt sich um Projekte,
die geeignet sind, die Binnennach-
frage zu beleben, sie sind schnell aus-
führungsreif, die Nachfrageeffekte
werden vollständig im Inland wirk-
sam und die Ausgaben müssen ohne-
hin einmal realisiert werden.

Doch auch bei einer aktiven Kon-
junkturpolitik seitens der Schweiz
wird es nach Ende dieser Rezession
schwierig sein, die Arbeitslosigkeit
wieder abzubauen. Dies belegt die
Fortführung der obigen einfachen
Rechnung. Wir unterstellen weiterhin
Produktivitätsfortschritte in der Höhe

von 1,6% pro Beschäftigten und Jahr
und nehmen weiter an, dass die Ein-
Wanderung wegen der Schwierigkeit,
in der Schweiz eine Arbeitsstelle ein-
zunehmen, weiter abnimmt und des-
halb die Zahl der Personen, die eine
Erwerbstätigkeit aufzunehmen wün-
sehen, jährlich nur noch um rund
15 000 Personen zunimmt. Das Wirt-
schaftswachstum muss unter diesen
Umständen auf 3% pro Jahr zuneh-

men, damit die Beschäftigung so stark
ansteigt, dass die Arbeitslosigkeit um
jährlich rund 30 000 Personen ab-
nehmen kann.

Diese Rechnung zeigt folgendes: Er-
stens genügt es nicht, auf die Wieder-
belebung der Konjunktur zu warten,
da auch bei einer markanten Erholung
nicht mit einem schnellen und genü-
gend weitgehenden Abbau der Ar-
beitslosigkeit zu rechnen ist. Zweitens
ist nicht einmal sicher, ob die Er-
werbslosigkeit so schnell wie in der
Rechnung abgebaut werden kann,
weil Dequalifizierungs- und Entmuti-
gungseffekte, aber auch die Diskri-
minierung von Langzeitarbeitslosen
durch die Unternehmungen den Ab-
bau erschweren können. Deshalb hat
eine aktive Vermittlungs- und Weiter-
bildungspolitik für die Arbeitslosen
höchste Priorität. Keine arbeitslose
Person darf mehr als ein Jahr ohne
Beschäftigung sein, ohne ein Ausbil-
dungsprogramm besucht zu haben.
Drittens muss in den Lohnverhand-
lungen der nächsten Jahre die Ar-
beitszeitverkürzung eine vorrangige
Forderung sein. Sie kann den Abbau
der Arbeitslosigkeit begünstigen und
entspricht - unabhängig von der
schlechten Arbeitsmarktlage - einem
dringenden Bedürfnis der Lohnab-
hängigen.
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